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 Nationaler Allokationsplan 2008 bis 2012 – Anfrage Teil I – Extraprofite
 und Strompreise

 Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

 Das  Bundesministerium  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicherheit
 (BMU)  hat  am  13.  April  2006  den  Entwurf  für  den  „Nationalen  Allokations-
 plan  2008  bis  2012  für  die  Bundesrepublik  Deutschland“  (NAP  II)  veröffent-
 licht.  Dieser  beinhaltet  den  Vorschlag  der  Bundesregierung  zur  Ausgestaltung
 des  EU-weiten  Emissionshandelssystems  für  die  zweite  Handelsperiode  von
 2008 bis 2012 in Deutschland.

 Mit  dem  am  1.  Januar  2005  gestarteten  europäischen  System  zum  Handel  Treib-
 hausgasemissionsberechtigungen  soll  der  Klimaschutz  effizienter  und  flexibler
 gestaltet  werden,  so  die  Intention  der  EU-Mitgliedstaaten.  Danach  wird  Anla-
 genbetreibern  eine  bestimmte,  absolut  begrenzte  Menge  an  Emissionsrechten
 zum  Ausstoß  von  Kohlendioxid  (CO2)  zugeteilt.  Diese  Obergrenze  muss  nicht
 zwingend  durch  die  Anlage  selbst  eingehalten  werden.  Zusätzlich  benötigte
 Emissionsrechte  kann  ein  Anlagenbetreiber  von  einem  anderen  kaufen,  der  we-
 niger  CO2  emittiert,  als  er  Emissionsrechte  zugeteilt  bekommen  hat.  Dieser
 Handel  kann  direkt  stattfinden  oder  auch  indirekt  über  Broker,  über  Börsen  be-
 ziehungsweise  über  außerbörsliche  Handelsplattformen.  Bei  einer  nicht  durch
 Emissionsrechte  gedeckten  Überschreitung  der  Emissionen  durch  die  jeweilige
 Anlage werden hohe Geldstrafen fällig.

 Nach  den  gängigen  ökonomischen  Theorien  soll  mit  dem  Emissionshandels-
 system  für  die  Anlagenbetreiber  ein  marktwirtschaftlicher  Anreiz  geschaffen
 werden,  in  Klimaschutztechniken  zu  investieren  oder  anderweitig  den  Ausstoß
 von  Klimagasen  zu  reduzieren.  Der  Mechanismus  des  Zertifikatehandels  sorgt
 im  Modell  für  Flexibilität:  Klimagase  werden  vor  allem  in  jenen  emissions-
 handelspflichtigen  Anlagen  eingespart,  in  denen  dies  am  preiswertesten  be-
 werkstelligt  werden  kann.  Die  Mengenbegrenzung  der  Emissionsrechte  wie-
 derum  garantiert  die  Einhaltung  der  politisch  vorgegebenen  Klimaschutzziele.

 In  der  Realität  ist  das  klimapolitische  Instrument  Emissionshandel  jedoch  im
 Verlauf  der  ersten  Handelsperiode  schwer  diskreditiert  worden.  Für  Deutsch-
 land  bemängeln  Umweltverbände  und  der  Sachverständigenrat  für  Umweltfra-
 gen  (SRU)  zum  einen  die  unzureichenden  Zielstellungen  und  komplizierten
 Sonderregelungen  (vgl.  Stellungnahmen  von  Greenpeace  November  2005,
 Die  Antwort  wurde  namens  der  Bundesregierung  mit  Schreiben  des  Bundesministeriums  für  Umwelt,  Naturschutz  und
 Reaktorsicherheit vom 10.  Juli 2006 übermittelt.
 Die Drucksache enthält zusätzlich – in kleinerer Schrifttype – den Fragetext.



Drucksache 16/2205 – 2 – Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode
Pressemitteilung  WWF  vom  12.  April  2004,  Stellungnahme  SRU  vom  April
 2006;  siehe  dazu  auch  die  Kleine  Anfrage  der  Fraktion  DIE  LINKE.  „Nationa-
 ler  Allokationsplan  2008  bis  2012  –  Anfrage  Teil  II  –  Emissionsziele  und  Zer-
 tifikatezuteilung,  Bundestagsdrucksache  16/1496).  Zum  anderen  realisieren
 die  am  Handelssystem  teilnehmenden  Energieversorgungsunternehmen  derzeit
 über  das  System  jährlich  zusätzliche  Profite  im  Milliardenbereich,  ohne  klima-
 politische  oder  sonstige  Gegenleistung  zu  erbringen:  Die  Unternehmen  verbu-
 chen  die  ihnen  kostenlos  zugeteilten  Zertifikate  zu  Marktpreisen  als  „Opportu-
 nitätskosten“  in  ihren  Bilanzen  und  legen  diese  vollständig  oder  weitgehend
 auf  die  Strompreise  um.  Durch  den  Verzicht  der  Bundesregierung  darauf,  zu-
 mindest  die  nach  der  EU-Emissionshandelsrichtlinie  in  der  ersten  Handels-
 periode  2005  bis  2007  möglichen  5  Prozent  der  auszugebenden  Zertifikate  zu
 versteigern,  fließen  die  Mehrausgaben  der  Bürgerinnen  und  Bürger  sowie  der
 Strom  verbrauchenden  Wirtschaft  für  die  entsprechend  ansteigenden  Strom-
 preise  anstatt  in  den  Bundeshaushalt  vollständig  als  Extraprofite  (windfall  pro-
 fits)  in  die  Kassen  der  Stromversorger.  Solche  windfall  profits  fallen  bei  deut-
 schen  Stromversorgern  nach  unterschiedlichen  Schätzungen  und  je  nach
 Marktpreis  der  Emissionszertifikate  jährlich  in  einer  Höhe  von  3,8  bis  8  Mrd.
 Euro  an,  ohne  dass  dem  tatsächlich  angefallene  Kosten  oder  Emissionsminde-
 rungen  gegenüberstehen  (vgl.  Schätzung  des  Verbandes  der  Industriellen
 Energie-  und  Kraftwirtschaft  (VIK)  im  Sachstandsbericht  des  Bundeskartell-
 amtes  zur  Vorbereitung  der  mündlichen  Verhandlung  in  Sachen  Emissionshan-
 del  und  Strompreisbildung  vom  20.  März  2006  sowie  Hintergrundinformation
 des  WWF  Deutschland  zu  Gewinnen  aus  Einpreisung  der  CO2-Kosten  vom
 13.  Februar  2006).  Diese  Summen  entsprechen  ungefähr  dem  zwei-  bis  sechs-
 fachen  dessen,  was  sich  die  Bundesregierung  jährlich  an  Einnahmen  aus  den
 verschärften  Kontrollen  gegenüber  Empfängern  von  Arbeitslosengeld  II  mit
 dem  so  genannten  Hartz-IV-Optimierungsgesetz  verspricht.  Nach  WWF-
 Schätzungen  könnten  sich  die  Zusatzeinnahmen  der  Stromkonzerne  bis  2012
 auf  31  bis  64  Mrd.  Euro  summieren  und  damit  größer  sein  als  die  bis  zu  diesem
 Zeitraum  von  der  Branche  auf  dem  Energiegipfel  im  April  2006  angekündigten
 Investitionen in Höhe von 30 Mrd. Euro.

 Die  windfall  profits  entspringen  einem  Handeln  der  Stromversorger,  welches
 in  dieser  Form  und  in  dem  Ausmaß  augenscheinlich  weder  das  Europäische
 Parlament  noch  die  Bundesregierung  und  deren  einschlägige  Beratungsgre-
 mien,  wie  die  Arbeitsgruppe  „Emissionshandel  zur  Bekämpfung  des  Treibhaus-
 effekts“  beim  Bundesministerium  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicher-
 heit  (AGE)  oder  der  SRU,  vorausgesehen  haben.  Das  ergibt  sich  jedenfalls  unter
 anderem  aus  der  Stellungnahme  des  BMU,  die  Bestandteil  des  Sachstandsbe-
 richtes  des  Bundeskartellamtes  zur  Vorbereitung  der  mündlichen  Verhandlung
 in  Sachen  Emissionshandel  und  Strompreisbildung  ist.  Danach  habe  das  Euro-
 päische  Parlament  in  der  parlamentarischen  Beratung  der  Emissionshandels-
 richtlinie  explizit  eine  Erhöhung  des  zulässigen  Auktionsanteils  gefordert.
 Grund  sei  die  Absicht  des  Europäischen  Parlaments  gewesen,  einen  stärkeren
 Internalisierungseffekt  des  Emissionshandels  zulassen  zu  wollen.  Die  Möglich-
 keit  eines  indirekten  Einpreisungseffekts  über  die  Berücksichtigung  von  Op-
 portunitätskosten  habe  nach  hiesiger  Kenntnis  in  der  Beratung  des  Europäi-
 schen  Parlaments  hingegen  keine  Rolle  gespielt.  Auch  im  deutschen  Gesetzge-
 bungsverfahren  zum  Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz  (TEHG)  und  zum
 Zuteilungsgesetz  2007  (ZuG  2007)  sowie  in  den  Ressortabstimmungen  zum
 Nationalen  Allokationsplan  2005  bis  2007  sei  das  Thema  nicht  explizit  disku-
 tiert  worden.  In  der  AGE  sei  die  mögliche  Einpreisung  von  Opportunitätskosten
 in  einigen  Sitzungen  im  Vorfeld  der  Gesetzgebung  zwar  thematisiert  worden.
 Die  Diskussionen  seien  aber  kontrovers  verlaufen  hinsichtlich  der  Einschät-
 zung,  ob  und  in  welchem  Ausmaß  mit  einer  Opportunitätskosteneinpreisung  zu
 rechnen  sei.  Strittig  sei  insbesondere  die  Frage  gewesen,  ob  eine  Überwälzung
 „fiktiver  Kosten“  durch  die  Energieversorgungsunternehmen  bei  steigender
 Wettbewerbsintensität  im  Strommarkt  (Novelle  Energiewirtschaftsgesetz,  Aus-
 bau des europäischen Stromhandels) überhaupt möglich wäre, so das BMU.

 Weiter  beschreibt  das  Bundesministerium  in  der  Stellungnahme,  dass  sich  die
 Bundesregierung  vor  allem  auf  Druck  der  Industrie  dazu  entschlossen  habe,  die
 Emissionszertifikate  komplett  kostenlos  zuzuteilen  und  nicht  alternativ  die  zu-
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lässigen  5  Prozent  im  Rahmen  einer  Auktion  zu  versteigern.  Gerade  durch  die
 kostenlose  Zuteilung  habe  eine  zusätzliche  Belastung  der  energieintensiven
 Industrien  vermieden  werden  sollen.  Schließlich  geht  auch  der  SRU  in  seinen
 Umweltgutachten  2004  im  Vorfeld  der  ersten  Zuteilungsperiode  nur  am  Rande
 und  aus  Sicht  der  Wettbewerbsneutralität  zwischen  den  Anlagenbetreibern
 untereinander  auf  das  Problem  der  Einpreisung  der  Emissionshandelszertifi-
 kate ein.

 Auch  die  Energieversorger  selbst  schlossen  im  Vorfeld  der  ersten  Handels-
 periode  eine  vollständige  Überwälzung  der  Marktpreise  für  die  kostenlos  zuge-
 teilten  Zertifikate  offensichtlich  aus.  Schließlich  vertrat  der  Verband  der  Elek-
 trizitätswirtschaft  (VDEW)  in  einem  Schreiben  an  die  deutschen  Abgeordneten
 des  Ausschusses  für  Umweltfragen,  Volksgesundheit  und  Verbraucherpolitik
 des  Europäischen  Parlaments  vom  28.  August  2002  die  Position,  dass  eine  kos-
 tenlose  Zuteilung  die  Strompreise  weniger  ansteigen  ließe  als  bei  einer  Verstei-
 gerung:  Die  Zuteilung  der  Emissionsberechtigungen  müsse  kostenfrei  erfol-
 gen,  weil  dadurch  die  Gefahr  vermieden  werde,  dass  die  Industrie  innerhalb  der
 Gemeinschaft,  aber  auch  im  Wettbewerb  mit  der  Industrie  außerhalb  der  Ge-
 meinschaft  Wettbewerbsnachteile  erleide,  so  der  Verband.  Nunmehr  argumen-
 tieren  die  Stromversorger  anders.  Nach  Äußerungen  des  Vorstandsvorsitzen-
 den  von  RWE,  Harry  Roels,  im  Handelsblatt  vom  18.  August  2005  bildeten
 sich  die  Preise  auf  dem  Großhandelsmarkt  für  Strom  „wie  auf  jedem  anderen
 Markt  auf  Basis  von  Grenzkosten“.  Dabei  werde  grundsätzlich  der  Preis  aus-
 gewiesen,  für  den  die  Stromerzeuger  die  letzte  aller  nachgefragten  Kilowatt-
 stunden  liefern  könnten.  „Und  für  ihre  letzte  aller  nachgefragten  Kilowattstun-
 den  müssen  die  Kraftwerksbetreiber  in  aller  Regel  Kohlendioxid-Papiere  hin-
 zukaufen“, so  Harry  Roels.

 Inzwischen  sind  die  Preise  an  den  Zertifikatsmärkten  von  rund  30  Euro  je
 Tonne  CO2  in  der  zweiten  Aprilhälfte  2006  auf  zirka  12  Euro  Anfang  Mai  2006
 gefallen.  Laut  Umfrage  der  „FAZ“  (veröffentlicht  in  der  Ausgabe  vom  9.  Mai
 2006)  sieht  jedoch  kein  einziger  Stromkonzern  Anlass  für  eine  Neukalkulation
 der  Tarife.

 Der  Bundesminister  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicherheit,  Sigmar
 Gabriel,  äußerte  in  Bezug  auf  die  Zusatzgewinne  durch  die  Einpreisung  der
 kostenlos  zugeteilten  Zertifikate,  die  Preisspirale  könne  durch  eine  Öffnung  der
 Stromnetze  und  mehr  Wettbewerb  gestoppt  werden  (vgl.  „dpa“-Meldung  vom
 12.  April  2006).  Zudem  sollen  die  Zusatzgewinne  der  Energieversorger  „ab-
 geschöpft“  werden,  indem  die  Anlagen  der  Stromwirtschaft  in  der  Handels-
 periode  2008  bis  2012  mehr  Einsparungen  erbringen  müssen  als  Anlagen  der
 emissionshandelspflichtigen  Industriebetriebe  (vgl.  BMU-Hintergrundpapier
 zum  NAP  II  vom  13.  April  2006).  Inwieweit  dieser  Mechanismus  tatsächlich
 die  enormen  Zusatzgewinne  vermeiden  kann  und  wer  diese  „abschöpft“,  bleibt
 hingegen  völlig unklar.

 Ursprünglich  war  allgemein  erwartet  worden,  dass  sich  die  Marktpreise  der
 Zertifikate  nur  in  dem  Maße  auf  die  Strompreise  oder  andere  Produkte  nieder-
 schlagen  würden,  wie  die  entsprechenden  Anlagen  zusätzlich  zur  kostenlosen
 Erstausstattung Emissionszertifikate hinzukaufen müssten.

 Gegenwärtig  prüft  das  Bundeskartellamt,  ob  die  Stromversorger  bei  der  Ein-
 preisung  ihre  marktbeherrschende  Stellung  missbrauchen.  Das  Ergebnis  wird
 allerdings  erst  in  einigen  Monaten  vorliegen.  Unabhängig  davon  wird  als  Lö-
 sung  des  Einpreisungsproblems  von  verschiedenen  Seiten  eine  vollständige
 Versteigerung  der  Zertifikate  an  Stelle  der  praktizierten  kostenlosen  Vergabe
 gesehen.  Die  windfall  profits  würden  so  in  den  Bundeshaushalt  fließen  und
 nicht  in  die  Kassen  der  Energieversorger.  Eine  vollständige  Versteigerung
 würde  zudem  viele  komplizierte  Sonderregelungen  im  Rahmen  der  Erstzutei-
 lung  überflüssig  machen.  Dies  fordern  unter  anderem  der  SRU,  Greenpeace
 und  WWF  Deutschland.  Allerdings  ist  nach  EU-Emissionshandelsrichtlinie
 das  Volumen,  das  in  der  zweiten  Handelsperiode  2007  bis  2012  versteigert  wer-
 den  darf,  auf  10  Prozent  aller  auszugebenden  Zertifikate  begrenzt  (erste  Han-
 delsperiode  2005  bis  2007:  5  Prozent).  Doch  wie  in  der  laufenden  ersten  Han-
 delsperiode  möchte  die  Bundesregierung  laut  NAP  II  auch  in  der  kommenden
 vollständig  auf  Versteigerungen  verzichten.  Laut  dem  Bundesminister  der
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Finanzen,  Peer  Steinbrück,  gehen  dem  Fiskus  momentan  durch  den  Verzicht
 auf  diesen  Versteigerungsanteil  (bei  Preisen  von  Anfang  April  2006)  rund
 1  Mrd.  Euro  im  Jahr  verloren  (vgl.  „FAZ“  vom  5.  April  2006).  Der  Bundes-
 minister forderte aus diesem Grund, den Versteigerungsanteil auszunutzen.

 In  Vorbereitung  des  im  zweiten  Halbjahr  2006  anstehenden  Gesetzgebungsver-
 fahrens  für  die  zweite  Emissionshandelsperiode  (Zuteilungsgesetz  2012),  wel-
 ches auf dem NAP II aufbaut, fragen wir die Bundesregierung:

 1.  War  für  die  Bundesregierung  im  Vorfeld  der  ersten  Handelsperiode  ab-
 sehbar,  dass  die  Stromversorger  die  ihnen  geschenkten  Emissionsrechte  zu
 Marktpreisen  auf  die  Strompreise  umlegen  und  sie  dadurch  leistungslos
 Extraprofite (windfall profits) erwirtschaften würden?

 Im  Rahmen  der  Verhandlung  der  Emissionshandelsrichtlinie  in  der  Ratsarbeits-
 gruppe  Umwelt  wurde  das  Thema  „Opportunitätskosten“  nicht  thematisiert.
 Zwar  wurde  im  Grünbuch  zum  Emissionshandel  auf  eine  mögliche  Überwälzung
 der  Opportunitätskosten  hingewiesen.  Da  jedoch  keine  belastbaren  Abschätzun-
 gen  des  tatsächlich  zu  erwartenden  Ausmaßes  einer  Einpreisung  von  Opportu-
 nitätskosten  und  möglicher  Preiseffekte  vorlagen,  wurde  diese  Thematik  nicht
 weiter  verfolgt.  In  den  Verhandlungen  wurde  vielmehr  davon  ausgegangen,  dass
 aufgrund  einer  kostenlosen  Vergabe  der  Emissionszertifikate  keine  Preisanstiege
 zu  erwarten  sein  würden.  Auch  von  Seiten  der  deutschen  Wirtschaft  wurde  zum
 damaligen  Zeitpunkt  immer  wieder  nachdrücklich  die  kostenlose  Vergabe  der
 Emissionszertifikate  gefordert.  Dies  wurde  damit  begründet,  dass  damit  ein  An-
 stieg  der  Energie-  und  Güterpreise  verhindert  werden  würde.  Im  Mittelpunkt  der
 Diskussion  standen  vielmehr  die  potenziellen  tatsächlichen  Kosten  des  Emis-
 sionshandels, die auch bei kostenloser Zuteilung entstehen können.

 In  der  parlamentarischen  Beratung  der  Emissionshandelsrichtlinie  hat  das  Euro-
 päische  Parlament  explizit  eine  Erhöhung  des  zulässigen  Auktionsanteils  gefor-
 dert.  Grund  war  die  Absicht  des  Europäischen  Parlaments,  einen  stärkeren  Inter-
 nalisierungseffekt  des  Emissionshandels  zu  erreichen.  Die  Möglichkeit  eines  in-
 direkten  Einpreisungseffekts  über  die  Berücksichtigung  von  Opportunitätskos-
 ten  hat  nach  hiesiger  Kenntnis  in  der  Beratung  des  Europäischen  Parlaments
 hingegen keine Rolle gespielt.

 Die  Verhandlungen  in  den  europäischen  Gremien  fanden  zudem  vor  dem  Hin-
 tergrund  des  sich  wandelnden  energiewirtschaftlichen  Umfelds  in  der  EU  statt
 (Liberalisierung  der  Energiemärkte),  mit  dem  die  Erwartung  eines  mittel-  bis
 langfristig  sinkenden  Strompreisniveaus  verbunden  war.  Aufgrund  der  Verände-
 rungsprozesse  im  europäischen  Strommarkt  war  die  Prognostizierbarkeit  län-
 gerfristiger Preisentwicklungen zu diesem Zeitpunkt generell eingeschränkt.

 Hinsichtlich  der  tatsächlichen  Kosten  zur  Verminderung  der  CO2-Emissionen
 wurden  in  wissenschaftlichen  Studien  auch  die  potenziellen  Überwälzungsef-
 fekte  untersucht.  Dabei  wurde  für  den  Strommarkt  eine  Überwälzung  von  Ver-
 meidungskosten  oder  Kosten  für  den  Erwerb  von  Zertifikaten,  die  durch  den
 Emissionshandel  bewirkt  werden,  als  möglich  bezeichnet.  Die  Überwälzung
 von  tatsächlichen  Kosten  im  Gegensatz  zu  den  Opportunitätskosten  stellt  aber
 aus  umweltpolitischer  Sicht  einen  intendierten  Effekt  dar,  da  auf  diesem  Wege
 nachfrageseitige  Lenkungswirkungen  erzielt  werden  (Verminderung  der  Strom-
 nachfrage).

 2.  Warum  wurde  im  ZuG  2007  darauf  verzichtet,  im  durch  die  EU-Emissions-
 handelsrichtlinie  erlaubten  Rahmen  5  Prozent  der  Emissionshandelszerti-
 fikate  über  eine  Auktion  zu  versteigern,  um  wenigsten  einen  Teil  der  wind-
 fall profits abzuschöpfen?

 Siehe Antworten zu den Fragen 1 und 6.



Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 5 – Drucksache 16/2205
3.  Warum  wird  im  Entwurf  des  NAP  II  darauf  verzichtet,  im  durch  die  EU-
 Emissionshandelsrichtlinie  erlaubten  Rahmen  von  nunmehr  10  Prozent  alle
 Emissionshandelszertifikate über eine Auktion zu versteigern?

 Die  Bundesregierung  hat  mit  dem  NAP  2008  bis  2012  eine  deutliche  Differen-
 zierung  der  Erfüllungsfaktoren  für  Industrie-  und  Energieanlagen  vorgesehen.
 Anlagen  der  Energieerzeugung  und  -umwandlung  (Tätigkeiten  I  bis  V  nach
 Anhang  I  der  Emissionshandelsrichtlinie)  erhalten  demnach  eine  Kürzung  ihrer
 Zuteilung  in  Höhe  von  15  Prozent  im  Vergleich  zu  den  historischen  Emissionen
 in  der  Basisperiode  2000  bis  2005.  Hierdurch  wird  über  den  Anstieg  der  tatsäch-
 lichen  Kosten  des  Emissionshandels  für  die  Anlagen  der  Energieerzeugung  und
 -umwandlung  eine  deutliche  Verminderung  der  windfall  profits  erzielt.  Im
 Übrigen wird auf die Antworten zu den Fragen 2 und 12 verwiesen.

 4.  Wird  sich  die  Bundesregierung  in  der  EU  für  eine  Novellierung  der  Emis-
 sionshandelsrichtlinie  dahin  gehend  einsetzen,  dass  eine  unbegrenzte  Ver-
 gabe  der  Emissionszertifikate  über  Auktionen  ermöglicht  bzw.  eine  voll-
 ständige Versteigerung vorgeschrieben wird?

 Die  EU-Kommission  wird  nach  Artikel  30  der  Emissionshandelsrichtlinie  2003/
 87/EG  zum  30.  Juni  2006  einen  Bericht  zur  Überprüfung  und  Weiterentwick-
 lung  des  europäischen  Emissionshandelssystems  vorlegen.  Nach  Vorlage  dieses
 Berichts  wird  die  Bundesregierung  ihre  Position  zu  Einzelfragen  des  Review-
 Prozesses zur Emissionshandelsrichtlinie festlegen.

 5.  Bestünde  nach  Auffassung  der  Bundesregierung  im  Falle  einer  Versteige-
 rung  der  Emissionsberechtigungen  die  Möglichkeit,  mit  dem  eingenomme-
 nen  Geld  die  mit  der  Einpreisung  verbundene  größere  Belastung  der
 Verbraucherinnen  und  Verbraucher  infolge  höherer  Strompreise  für  ein-
 kommensschwache Bevölkerungsgruppen zu kompensieren?

 Bei  der  Prüfung  von  Optionen  zur  Verwendung  möglicher  Auktionierungserlöse
 wären  die  Vorgaben  des  europäischen  Beihilferechts  einzuhalten.  Auf  die  Ant-
 wort zu Frage 4 wird verwiesen.

 6.  Wie  erklärt  die  Bundesregierung  den  Bürgerinnen  und  Bürgern  den  Um-
 stand,  dass  die  kostenlos  zugeteilten  Emissionszertifikate  bei  den  Stromver-
 sorgern  durch  die  Einpreisung  ohne  jede  Gegenleistung  zu  zusätzlichen
 Profiten in Höhe von bis zu 8 Mrd. Euro jährlich führen?

 Nach  der  europäischen  Emissionshandelsrichtlinie  müssen  in  2005  bis  2007
 grundsätzlich  95  Prozent  der  Zertifikate  kostenlos  zugeteilt  werden.  Die  Bundes-
 regierung  hat  von  der  Option  einer  fünfprozentigen  Versteigerung  abgesehen,  um
 die  Kostenbelastungen  für  die  beteiligten  Unternehmen  gering  zu  halten.  Die  Ein-
 preisung  der  Opportunitätskosten  ist  von  der  Bundesregierung  weder  intendiert,
 noch stellt sie eine Voraussetzung für das Funktionieren des Instruments dar.

 7.  Teilt  die  Bundesregierung  die  Befürchtung,  dass  durch  die  genannten  leis-
 tungslos  erzielten  Extraprofite  bei  den  Stromkonzernen  im  Rahmen  des
 Emissionshandelssystems  ökonomische  Instrumente  in  der  Umweltpolitik
 bei  der  Bevölkerung  stark  diskreditiert  und  damit  dauerhaft  beschädigt  wer-
 den?

 Die  Bundesregierung  beurteilt  die  Umsetzung  der  Emissionshandelsrichtlinie
 als  grundsätzlich  erfolgreich.  In  vielen  Bereichen  müssen  allerdings  erst  Erfah-
 rungen  mit  diesem  neuen  umweltpolitischen  Instrument  gewonnen  werden,  um
 geeignete  Vorschläge  zur  Verbesserung  zu  entwickeln.  Die  Zusatzprofite  aus  der
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Einpreisung  von  kostenlos  zugeteilten  Emissionszertifikaten  sind  nicht  Ziel  des
 Emissionshandels  und  müssen  langfristig  systemkonform  reduziert  bzw.  voll-
 ständig abgebaut werden.

 8.  Ist  die  Einpreisung  der  Opportunitätskosten  seitens  der  Stromkonzerne
 nach  Meinung  der  Bundesregierung  zulässig,  obwohl  die  Kraftwerksbe-
 treiber  nach  §  7  Abs.  9  ZuG  in  der  Zuteilungsperiode  2005  bis  2007  gar
 nicht  die  Alternative  hätten,  durch  Produktionsdrosselung  eingesparte
 Emissionsrechte in vollem Umfang zu veräußern?

 Die  Frage,  ob  ein  Missbrauch  einer  marktbeherrschenden  Stellung  einzelner  Un-
 ternehmen  vorliegt,  wird  derzeit  vom  Bundeskartellamt  geprüft.  Das  Verfahren
 ist noch nicht abgeschlossen.

 9.  Warum  wird  die  Einpreisung  der  Opportunitätskosten  am  Bundeskartell-
 amt  nur  aufgrund  von  Beschwerden  von  Wirtschaftsverbänden  und  Unter-
 nehmen  geführt  und  warum  ist  die  Bundesregierung  selbst  in  diesem  Fall
 nicht schon früher tätig geworden?

 Die  Prüfung  der  Frage  eines  möglichen  Missbrauchs  einer  marktbeherrschenden
 Stellung  ist  im  Wesentlichen  Aufgabe  des  Bundeskartellamtes  und  wird  von  die-
 sem  unabhängig  durchgeführt.  Das  Missbrauchsverfahren  nach  §  19  GWB  ist
 kein  Antragsverfahren,  so  dass  die  genannten  Beschwerden  für  dieses  Verfahren
 nicht  erforderlich  waren.  Das  Bundeskartellamt  hat  seine  Ermittlungen  vielmehr
 im Sommer 2005 von Amts wegen eingeleitet.

 10.  Welches  ökonomische  Modell  steht  hinter  der  im  BMU-Hintergrundpa-
 pier  zum  Entwurf  des  Nationalen  Allokationsplans  2008  bis  2012  vom
 13.  April  2006  formulierten  Auffassung,  nach  der  der  strengere  Erfül-
 lungsfaktor  für  die  Energieversorger  zur  „Abschöpfung“  der  windfall  pro-
 fits führen wird?

 Mit  dieser  Formulierung  bringt  das  BMU  zum  Ausdruck,  dass  mit  dem  strenge-
 ren  Erfüllungsfaktor  die  Energieversorger  stärker  als  in  der  ersten  Zuteilungs-
 periode  Zertifikate  zukaufen  müssen.  Hierdurch  werden  die  Zusatzgewinne  der
 Energieversorger aus der kostenlosen Einpreisung verringert.

 11.  Wer wird diese windfall profits abschöpfen?

 Die  Differenzierung  der  Erfüllungsfaktoren  führt  zu  einer  Verringerung  der  Zu-
 satzgewinne.  Der  anspruchsvolle  Erfüllungsfaktor  für  die  Energieanlagen  er-
 möglicht  es  zudem,  trotz  der  insgesamt  zu  erbringenden  Minderungsleistung  des
 Emissionshandelssektors  bei  den  Zuteilungen  für  Anlagen  der  Industrie  und  für
 Kleinanlagen  nur  einen  sehr  geringen  bzw.  überhaupt  keinen  Erfüllungsfaktor
 anzuwenden.  Er  führt  hingegen  nicht  zu  einer  Abschöpfung  der  windfall  profits
 bei  den  Energieversorgern  in  dem  Sinne,  dass  staatliche  Einnahmen  erzielt  wer-
 den.

 12.  Warum  hält  die  Bundesregierung  den  strengeren  Erfüllungsfaktor  für  die
 Energieversorger  gegenüber  der  Industrie  in  der  zweiten  Handelsperiode
 bei  Beibehaltung  der  kostenlosen  Vergabe  der  Emissionszertifikate  besser
 dafür  geeignet,  windfall  profits  abzuschöpfen,  als  über  das  Instrument
 einer Versteigerung?

 Die  Bundesregierung  hat  alle  in  der  Diskussion  stehenden  Vorschläge  über  Maß-
 nahmen  im  Zusammenhang  mit  der  Einpreisung  kostenlos  zugeteilter  Emis-
 sionszertifikate geprüft.
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Die  Anwendung  des  Erfüllungsfaktors  ist  –  unabhängig  von  der  kostenlosen
 oder  entgeltlichen  Vergabe  der  Zertifikate  –  erforderlich,  um  die  individuellen
 Zuteilungen  auf  Anlagenebene  an  die  zur  Verfügung  stehende  Gesamtzutei-
 lungsmenge  anzupassen.  Eine  Teilauktionierung  würde  daher  zwangsläufig  zu
 einer  weiteren  Verschärfung  der  Kürzung  der  Zuteilungsmengen  führen,  kann
 aber nicht den Erfüllungsfaktor ersetzen.

 Eine  Teilauktionierung  von  lediglich  10  Prozent  der  Gesamtzuteilungsmenge
 könnte,  insbesondere  aufgrund  der  Möglichkeit  eines  strategischen  Bieterver-
 haltens,  zu  einer  Preissteigerung  der  CO2-Zertifikate  führen  und  damit  indirekt
 eine  weitere  Erhöhung  der  Strompreise  bewirken.  Die  Bundesregierung  hat  sich
 auf  dieser  Grundlage  dafür  entschieden,  für  die  Handelsperiode  2008  bis  2012
 lediglich eine Differenzierung der Erfüllungsfaktoren vorzunehmen.

 13.  Geht  die  Bundesregierung  davon  aus,  dass  durch  den  strengeren  Erfül-
 lungsfaktor  für  die  Energieversorger  in  der  zweiten  Handelsperiode  wind-
 fall profits vollständig vermieden werden oder nur teilweise?

 Der  strengere  Erfüllungsfaktor  wird  zu  einer  teilweisen  Verringerung  der  Ge-
 winne der Energieversorger führen.

 14.  Welches  Modell  liefert  nach  Auffassung  der  Bundesregierung  hinsichtlich
 der  Höhe  der  abgeschöpften  windfall  profits  bessere  Ergebnisse:  eine  voll-
 ständige  Versteigerung  oder  ein  verschärfter  Erfüllungsfaktor  für  die
 Stromversorger?

 Siehe Antwort zu Frage 12.

 15.  Wie  steht  die  Bundesregierung  zur  Auffassung  des  Bundeskartellamtes  in
 seinem  Sachstandspapier  vom  20.  März  zur  Vorbereitung  der  mündlichen
 Verhandlung  in  Sachen  Emissionshandel  und  Strompreisbildung,  Seite  52,
 nach  der  aus  Sicht  der  ökonomischen  Theorie  „die  Sache  klar“  sei,  dass
 alle  betriebswirtschaftlich  handelnden  Unternehmen  „Opportunitätskos-
 ten  insbesondere  auch  dann  als  Teil  ihrer  Grenzkosten  betrachten,  wenn
 zwischen ihnen wirksamer Wettbewerb herrschte“?

 Nach  Auffassung  der  Bundesregierung  werden  die  Aussagen  der  ökonomischen
 Theorie im Sachstandspapier des Bundeskartellamts korrekt dargestellt.

 16.  Wie  steht  die  Bundesregierung  zum  in  der  vorangestellten  Begründung
 der  Kleinen  Anfrage  dargestellten  Preismodell  des  RWE-Vorstandsvorsit-
 zenden Harry Roels?

 Die  Bundesregierung  hat  keinen  Einblick  in  die  interne  Preiskalkulation  der
 Energieversorger.  Im  Übrigen  wird  auf  das  laufende  Kartellamtsverfahren  ver-
 wiesen.

 17.  Missbraucht  das  in  Deutschland  existierende  Oligopol  der  vier  großen
 Stromversorger  RWE,  E.ON,  Vattenfall  und  EnBW  nach  Auffassung  der
 Bundesregierung  bei  der  Einpreisung  der  ihnen  kostenlos  zugeteilten
 Emissionszertifikate  nach  Marktpreisen  ihre  marktbeherrschende  Stel-
 lung,  wie  die  Äußerungen  von  Bundesminister  Sigmar  Gabriel  vom
 12.  April 2006 nahe legen?

 Diese  Frage  wird  derzeit  vom  Bundeskartellamt  bezogen  auf  die  Unternehmen
 RWE und E.ON geprüft, das Verfahren ist noch nicht abgeschlossen.
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18.  Wie  entsteht  nach  Ansicht  der  Bundesregierung  der  Stromhandelspreis  für
 Grundlaststrom  am  Spotmarkt  der  Stromhandelsbörse  EEX,  welche
 Grenzkosten  sind  dafür  mit  und  ohne  Einbeziehung  des  Emissionshandels
 mit welchen Kostenbestandteilen maßgeblich?

 Die  Bundesregierung  ist  weder  als  Anbieter  noch  als  Nachfrager  an  der  Strom-
 börse EEX tätig und kann daher die Preisbildung nicht kommentieren.

 Der  Stromhandel  an  der  EEX  ist  vom  Bundeskartellamt  bereits  untersucht  wor-
 den,  die  Untersuchung  hat  zu  keinen  Beanstandungen  geführt.  Zudem  steht  der
 Handel  an  der  EEX  unter  der  börsenrechtlichen  Aufsicht  des  Freistaates  Sachsen
 [und der BAFin].

 19.  Wie  entsteht  nach  Ansicht  der  Bundesregierung  der  Stromhandelspreis  für
 den  Grundlaststrom  am  Terminmarkt  der  Stromhandelsbörse  EEX  bzw.
 bei  entsprechend  langfristigen  Lieferverträgen  auf  dem  OTC-Markt,  wel-
 che  Grenzkosten  sind  dafür  mit  und  ohne  Einbeziehung  des  Emissions-
 handels mit welchen Kostenbestandteilen maßgeblich?

 Siehe Antwort zu Frage 18.

 20.  Gibt  es  nach  Kenntnis  oder  Auffassung  der  Bundesregierung  ein  unter-
 schiedliches  Verhalten  der  Stromerzeuger  bei  der  Höhe  der  Einpreisung
 der  Zertifikatskosten,  das  sich  danach  richtet,  ob  es  sich  um  Geschäfte  am
 Spotmarkt oder um langfristige Stromlieferverträge handelt?

 Siehe Antwort zu Frage 16.

 21.  Plant  die  Bundesregierung  über  den  gesplitteten  Erfüllungsfaktor  hinaus
 Maßnahmen,  um  die  windfall  profits  abzuschöpfen,  die  durch  die  Einprei-
 sung  kostenlos  zugeteilter  Emissionsberechtigungen  in  den  Strompreis
 entstehen, wenn ja, welche?

 Diese  Frage  wird  innerhalb  der  Bundesregierung  derzeit  noch  geprüft.  Im  Übri-
 gen wird auf die Antwort zu Frage 4 und 12 verwiesen.

 22.  Sind  der  Bundesregierung  Maßnahmen  anderer  EU-Mitgliedstaaten
 bekannt,  die  für  eine  Abschöpfung  der  windfall  profits  sorgen,  wenn  ja,
 welche?

 Der  Bundesregierung  ist  bekannt,  dass  der  weitaus  überwiegende  Teil  der  EU-
 Staaten  ebenfalls  eine  Differenzierung  der  Erfüllungsfaktoren  in  der  zweiten
 Handelsperiode  beabsichtigt,  um  die  windfall  profits  insbesondere  der  Strom-
 versorger  zu  verringern.  Verschiedene  EU-Staaten  –  z.  B.:  UK,  NL,  DK,  IRL  –
 werden  auch  die  Option  einer  Teilauktionierung  nutzen.  Der  Bundesregierung
 ist  allerdings  nicht  bekannt,  wie  die  zu  erwartenden  Auktionierungserlöse  in  die-
 sen  Mitgliedstaaten  verwendet  werden  sollen.  Schweden  und  Finnland  planen
 die Einführung einer „windfall profit tax“.
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